Der Personalrat der ……….-Schule
 
An die Schulleitung der ……….-Schule 
 
 
 
Sehr geehrte/r Herr/Frau …, 
 
der Personalrat lehnt die Aufnahme von 
…
in den geplanten Vertretungspool ab. 
 
 
Begründung: 


1.       
Die Ablehnung wird zunächst auf den Versagungsgrund des § 77 Abs. 4 Ziff. 1 HPVG gestützt. Die mit der Aufnahme in die Pool-Liste beabsichtigte bzw. eingeleitete Übertragung von Unterrichtsaufgaben an Frau …/ Herrn … verstößt gegen im Folgenden näher bezeichnete Rechtsvorschriften. 

Nach den/dem Personalrat vorgelegten/vorliegenden Informationen besitzt 
Frau …/ Herr… keine abgeschlossene Lehrerausbildung. Die Eignung zur Übernahme von Unterrichtsaufgaben soll sich nach den Angaben der Schulleitung aus folgenden Umständen ergeben …


An dieser Stelle die Angaben zur „Qualifikation“ der Bewerberin / des Bewerbers übernehmen, die die Schulleitung zur Begründung ihres Zustimmungsantrages gemacht hat. 



Auch im Rahmen des Vertretungsunterrichtes, den Frau …/ Herrn… übertragen werden soll besteht die Verpflichtung, die Aufgaben nach § 86 Abs. 2 HSchG zu übernehmen. Dass der Einsatz nur vertretungsweise und vorübergehend erfolgt, entbindet nicht von der Verpflichtung „zu erziehen, zu unterrichten, zu betreuen und zu beraten“. Der Qualitätsmaßstab der dazu erforderlichen Ausbildung wird durch die Vorschrift definiert, dass Personen, denen diese Aufgaben übertragen werden, in der Regel ins Beamtenverhältnis zu berufen sind (§ 86 Abs. 1 HSchG). Ins Beamtenverhältnis berufen werden können nur Lehrkräfte, die ihre Qualifikation durch eine wissenschaftliche Hochschulausbildung und in zwei Staatsexamina nachgewiesen haben. Gleiches ergibt sich aus den Vorschriften des hessischen Lehrerbildungsgesetzes (§§ 1, 17, 41 HLBG). Frau … / Herr … verfügt über die Ausbildung nicht. 

Personen, die nicht über eine qualifizierte Ausbildung im oben genannten Sinne verfügen, müssen nachweisen, dass sie durch eine anderweitige Ausbildung und eine entsprechende Berufspraxis den gleichen qualitativen Anforderungen genügen. Dann darf ihnen eine Unterrichtserlaubnis zuerkannt werden. 




Nach den dem Personalrat vorliegenden Informationen verfügt Frau … / Herr … nicht über eine abgeschlossene Hochschulausbildung, die dem Lehramtsstudium gleichwertig ist. Sie / Er verfügt auch über keine berufliche Praxis, die als Nachweis für die praktische Befähigung zur Erteilung von Unterricht, vergleichbar dem Referendariat und der Zweiten Staatsprüfung gelten kann. 

Mithin widerspricht die beabsichtigte Einstellung von Frau …/ Herrn… den oben genannten gesetzlichen Vorschriften. 
 

2. 
Die Ablehnung wird weiterhin auf den Versagungsgrund des § 77 Abs. 4 Ziff. 2 HPVG gestützt. Die Aufnahme von Frau … / Herrn … in die Pool-Liste mit dem Ziel der späteren Übertragung von Unterrichtsaufgaben begründet die Besorgnis, dass durch die Maßnahme andere Beschäftigte benachteiligt werden, ohne dass dies aus dienstlichen oder persönlichen Gründen gerechtfertigt ist. 

Diese Besorgnis ergibt sich daraus, dass Frau … / Herr … die bei einer Einstellung anfallenden Unterrichtsaufgaben nur dann angemessen wahrnehmen kann, wenn die bisherigen Beschäftigten der Dienststelle umfangreiche zusätzliche Aufgaben der Vorbereitung des Vertretungsunterrichts von Frau … / Herrn … übernehmen, während des Einsatzes von Frau … / Herrn … umfangreiche Unterstützungsarbeit leisten. Auch besteht die Besorgnis, dass Beschäftigte nach Ende des Einsatzes von Frau … / Herrn … entstandene Probleme aufarbeiten, Defizite ausgleichen müssen etc. Für die Beschäftigten der Dienststelle würde die beabsichtigte Maßnahme also erhebliche zusätzliche Belastungen (Mehrarbeit) mit sich bringen, d. h. eine Benachteiligung im Sinne von § 77 Abs. 4 Zif. 2. Auch aus diesem Grund lehnt der Personalrat die beabsichtigte Maßnahme ab. 


Zur Begründung seines Beschlusses zur Mitbestimmung des Personalrats beim Einsatz von „Ein-Euro-Jobbern“ (Beschluss v. 22.6.2006, 22 TL 2779/05) hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es Aufgaben des Personalrats sei, die Interessen der bisher in der Dienststelle regulär beschäftigten Mitarbeiter zu schützen, etwa vor Verschlechterungen ihrer Arbeitsbedingungen durch zusätzliche Beaufsichtigungs-, Anleitungs- und Koordinierungsaufgaben, Zuweisung neuer Tätigkeiten etc. Diese Verpflichtung hat der Personalrat auch im Rahmen der Mitbestimmung bei der beabsichtigten Einstellung von externen Vertretungskräften.



3.
Die Ablehnung wird schließlich auf den Versagungsgrund des § 77 Abs. 4 Zif. 3 HPVG gestützt. Es besteht die begründete Besorgnis, dass der Frieden an der Dienststelle gefährdet wird, wenn nicht ausreichend qualifizierte Personen im Unterricht eingesetzt werden. Die Besorgnis der Gefährdung des Friedens an der Dienststelle ergibt sich aus der unter Ziff. 2 bereits dargelegten erheblichen Zusatz-belastungen für die sonstigen Beschäftigten. Der Frieden an der Dienststelle wird auch dadurch gefährdet, dass Frau … / Herr… zu schlechteren Arbeitsbedingungen, insbesondere zu einem wesentlich geringeren Entgelt beschäftigt wird. Dies ruft in der Öffentlichkeit den Eindruck hervor, dass die Unterrichtsarbeit an der Schule durch minder qualifizierte Kräfte „billiger“ erledigt werden kann, als nach den geltenden tariflichen und beamtenrechtlichen Bedingungen. Der Personalrat sieht darin den Beginn einer Entwicklung, das gesamte Vergütungsgefüge zu erodieren. 

Falls keine ausreichende Unterrichtung des Personalrats erfolgt ist, kann unter dem Versagungsgrund des § 77 Abs. 4 Zif. 1 HPVG auch noch folgendes ergänzt werden:

Der Personalrat ist, bevor er zur Zustimmung zu einer Personalmaßnahme aufgefordert wird, umfassend zu unterrichten; der Sachverhalt ist zu erörtern 
(§ 69 Abs. 1 HPVG).
Dies ist im Hinblick auf die beabsichtigte Einstellung von Frau … / Herrn … nicht geschehen: 
- Die vorgelegten Bewerbungsunterlagen waren nicht vollständig; 
- Die Informationen über den geplanten Unterrichtseinsatz wurde nicht 
  (vollständig) gegeben. 

Anmerkung: Dieses Ablehnungsmuster kann bzw. sollte durch konkrete Angaben zur Schulsituation ergänzt werden, soweit dies möglich ist. 

Unter dem Aspekt der „Benachteiligung anderer Beschäftigter“ kann z. b. zusätzlich auf eine bereits bestehende hohe Belastungssituation des Stammpersonals hingewiesen und dies konkret dargelegt werden. 

Unter dem Aspekt der „Besorgnis der Gefährdung des Friedens an der Dienststelle“ kann sich aus einer schwierigen Schülerklientel oder einer Schülerklientel, deren Unterrichtung besondere pädagogische Maßnahmen, d. h. auch eine besondere pädagogische Qualifikation erfordert, ergeben, dass der Einsatz von nicht oder kaum qualifizierten Kräften zu massiven zusätzlichen Schwierigkeiten an der Schule führt, die insgesamt das Schulklima negativ beeinträchtigen, d. h. auch den Frieden an der Dienststelle gefährden.
